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BPlan 32 Moorrege „Am Häg“ 
Mein AZ: 25.30-230/14 
 
 
Zum vorgelegten BPlan 32 der Gemeinde Moorrege „Am Häg“ werden nach Abstimmung mit der Polizeidi-
rektion Bad Segeberg SG 1.3 folgende Bedenken und Anregungen erhoben: 
 
Hinsichtlich der äußeren Erschließung wird darauf hingewiesen, dass die Straße „Am Häg“ nur über eine 
3m breite Fahrbahn mit unbefestigten Seitenstreifen verfügt. Bei den Planungen ist darauf zu achten, dass 
auf den Erschließungsstraßen ein Begegnungsverkehr LKW/LKW möglich ist. Zum Schutz von Fußgän-
gern ist ggf. ein Hochbord vorzusehen. 
 
Bei allen zu- und Abfahrten sowie den Einmündungsbereichen sind ausreichende Sichtdreiecke vorzuse-
hen und dauerhaft freizuhalten. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Langels 
 

⋅ 

 

Internes Schreiben 
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Stellungnahme des Fachdienstes Umwelt zum B-Plan Nr. 32 der Gemeinde Moorrege  

( Am Häg ) Erstfassung 
 
Untere Bodenschutzbehörde: 

Der B-Plan Nr. 32 „Am Häg“ in Moorrege ist im Verfahrensstand Scoping und durchläuft der TöB 4-1. 
Mit dem B-Plan soll ein allgemeines Wohngebiet ausgewiesen werden. 
 
Die Fläche für den B-Plan umfasst ca. 40.000 m². Für den Bodenschutz bedeutet das, dass die Bereiche mit 
natürlichen Bodenfunktionen für lange Zeit verlorengehen. Der Boden wird zum Träger von technischen Bau-
werken.  
Für einen Teilbereich (BA 1) wurde ein Baugrundgutachten mit 5 Sondierungen erstellt. In den Schichtenver-
zeichnissen werden Mutterbodenhorizonte zwischen 0,50 und 1,00 m beschrieben. Natürlich sind humose 
Horizonte (die Mutterbodenschicht) zwischen 0,20 von 0,30 m zu erwarten. Erklärungen für die vorgefunde-
nen Schichtstärken sind im Gutachten nicht vorhanden. 
 
Es ist vorgesehen eine Fläche von 29.928 m² als Wohnbauflächen auszuweisen. Als Verkehrsflächen sind ca. 
7.200 m² überplant. Grünflächen haben eine Fläche von ca. 3.400 m². 
 
Sicher ist, dass für jeden Quadratmeter eines technischen Bauwerkes , in diesem B-Plan 0,50 bis 1,00 m³ 
Mutterboden aufgenommen werden müssen und, wenn keine planerische Lösung gefunden wird, auch dem 
Plangeltungsbereich verlassen. Es wird Mutterboden in der Größenordnung von 10.000 bis 15.000 m³ anfal-
len. 
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Für diese organisch reichhaltigen Böden gibt es zunehmend Probleme, eine geeignete Wiederverwertung 
außerhalb des Plangeltungsbereiches zu finden. In Anbetracht der anfallenden großen Mengen rege ich an, 
ein planerisches Konzept für den Überschussboden zu entwickeln.  
 
Die vorgelegte Baugrunduntersuchung hat für bodenschutzrechtliche Fragestellungen keine Aussagekraft.  
 
Neben dieser allgemeinen Feststellung, liegen der unteren Bodenschutzbehörde keine Informationen über 
schädliche Bodenveränderung, Altlablagerung und/oder Altstandorte im Plangeltungsbereich von.  
 
Die allgemeine Meldepflicht beim Auffinden von Auffälligkeiten im Untergrund nach dem Landesbodenschutz-
gesetz wurde in der Begründung aufgeführt. 
 
Auf dem derzeitigen Kenntnisstand werden keine Anforderungen an die Gemeinde durch die untere Boden-
schutzbehörde gestellt. 
 
Ansprechpartner bei der unteren Bodenschutzbehörde: 
Herr Krause, Telefon: 04121/ 4502 2286 
 
Untere Wasserbehörde: 

Ich verweise auf die Erfahrungen beim nahe gelegenen B-Plan 22 Ohlenkamp. 
Auch dort war eine Versickerung vorgesehen. Die durchgeführte Grundwasserstandsmessung über das Win-
terhalbjahr zeigte einen Anstieg des Grundwassers auf 8 cm unter Gelände. Eine Versickerung war dann 
nicht möglich. 
Es wurde alternativ ein Grabensystem mit Rückhaltefunktion und Einleitung in den Regenkanal erstellt. 
Die Voraussetzung der Versickerungsfähigkeit ist gemäß der Stellungnahme von Herrn Klümann zu überprü-
fen. 
 
Auskunft erteilt: Petra Prantke Tel.: 04121/4502 2302  
 
Untere Wasserbehörde – Grundwasser 

Der Plan sieht für die Niederschlagsentwässerung die Versickerung vor.  
 
Das Baugrundgutachten des Ingenieurbüros "Thomas Voß" zeigt zwar eine Versickerungsfähigkeit des Un-
tergrundes auf, belegt aber auch die relativ hohen Grundwasserstände. Es muss berücksichtigt werden, dass 
die im Februar  2014 gemessenen Grundwasserstände eher ein niedriges Niveau repräsentieren und der 
Bemessungswasserstand mit einem Aufschlag von 0,5 bis 1 m versehen werden muss. Unter diesen Voraus-
setzungen ist fraglich, ob der einzuhaltende Grenzabstand von 1 Meter zwischen Unterkante Versickerungs-
mulde und Bemessungswasserstand ohne Geländeaufhöhungen realisiert werden kann. Insofern ist eine 
konkrete Ausführungsplanung der Niederschlagswasserentsorgung unabdingbar.  
 
Solange alle Rahmenbedingungen und Ausführungsplanungen noch nicht feststehen, ist die Erschließungssi-
cherheit noch nicht gewährleistet, da die wasserrechtliche Erlaubnisfähigkeit nicht gewährleistet ist. 
 
Sollten die weiteren Planungen dennoch ein positives Resultat liefern, müssen die ggf. erforderlichen Einlei-
tungserlaubnisse nach § 9 und 8 WHG rechtzeitig von der Gemeinde als abwasserbeseitigungspflichtige 
Körperschaft (§31 Abs.1 i.V.m. Abs. 2 Landeswassergesetz) beantragt werden 
 
Die erforderlichen Flächen sollten im B-Plan als private Grünfläche mit Leitungsrecht (LR) oder öffentliche 
Grünfläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (GFLR) gem. §9 Abs. 1 Nr. 15 und 21 BauGB mit den entspre-
chenden Festlegungen festgesetzt werden. Drainagen sind auszuschließen. Keller sind ggf. konstruktiv (z.B. 
Weiße Wanne) gegen Druckwasser abzudichten. 
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Grundwasserentnahmen, z.B. Grundwasserhaltungen bedeuten grundsätzlich gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 i.V.m. § 8 
Abs. 1 WHG erlaubnispflichtige Gewässerbenutzungen. Die entsprechenden Anträge müssen rechtzeitig ge-
stellt werden. 
 
Auskunft erteilt: Herr Klümann, Tel.: 04121 4502 2283 
 
Untere Naturschutzbehörde: 

Eine abschließende Stellungnahme kann z. Z. nicht abgegeben werden, da zum B-Plan am 19.11.2014 
ein Abstimmungsgespräch im Amt Moorrege mit der Gemeinde und dem Planungsbüro stattfindet. 
 
Auskunft: Hoffmann Tel. 2267 
 
Gesundheitlicher Umweltschutz: 

Ich habe keine Anregungen. 
 
Auskunft erteilt: Frau Schierau, Tel.: 04121/4502 2294 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
(Birgit Friederici) 
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